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EU-Wasserrahmenrichtlinie – 
eine Schwerpunktaufgabe für den Fachdienst Umwelt

Seit dem ��. Dezember �000 
hat die Europäische Union 

ein einheitliches Wasserrecht: 
die Europäische Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL). Sie ist die Ba-
sis allen wasserwirtschaftlichen 
Handelns in den Staaten der 
EU und soll gewährleisten, dass 
Wasser als unverzichtbare Res-
source in ganz Europa scho-
nend und nachhaltig bewirt-
schaftet wird. 

Die WRRL geht mit einem 
neuen, weiter gefassten ökolo-
gischen Ansatz über die bishe-
rigen, vorwiegend an Schad-
stoffkonzentrationen orientierten 
Umweltziele für das Wasser deut-
lich hinaus. Sie stellt die Wieder-
gewinnung funktionierender Le-
bensräume in Seen und Flüssen 
in den Mittelpunkt der zukünf-
tigen Wasserpolitik. Das Grund-
wasser als wichtigste Quelle un-
seres Trinkwassers wird nicht nur 
im Hinblick auf seine Qualität, 
sondern wegen seiner begrenzten 
Regenerierbarkeit geschützt.

Bei Flüssen, Bächen und 
Seen ist Ziel, dass die Gewässer 
einen guten ökologischen und 
chemischen Zustand erreichen. 
Umweltziel für das Grundwas-
ser ist der gute chemische und 
mengenmäßige Zustand. 

Nach den erweiterten Zielvor-
stellungen der WRRL gibt es auch 
bei Gewässern im Alb-Donau-
Kreis noch Handlungsbedarf.

Beim Grundwasser zeigten 
Bestandserhebungen, dass für 
das Donauried östlich von 
Ulm sowie die stark Grund-
wasser führenden Untergrund-

schichten des Riß- und Rottales 
südlich von Erbach und Öpfi n-
gen eine Einstufung als gefähr-
dete Grundwasserkörper er-
forderlich war. Grund war die 
Nitratbelastung. In diesen Ge-
bieten liegt der Anteil an land-
wirtschaftlicher Nutzfl äche mit 
rund 75 Prozent deutlich über 
dem Landesdurchschnitt von 
55 Prozent. Nitrateinträge stam-
men im Wesentlichen aus land-
wirtschaftlicher Tätigkeit.

Seit �004 sind die Arbeiten 
zur Bestandsaufnahme für die 
WRRL sowie die Einrichtung 

der Überwachungsprogramme 
abgeschlossen. Als nächstes 
werden durch die Regierungs-
präsidien bis �009 für jedes Be-
arbeitungsgebiet Bewirtschaf-
tungspläne erstellt. Die darin 
formulierten Maßnahmen sol-
len dazu führen, dass bis zum 
Jahr �015 die Ziele der WRRL 
erreicht sind. Die einzelnen 
Maßnahmen, die aus den Pla-
nungen hervorgehen, veranlasst 
dann das Landratsamt. 

Übersichtskarte zu gefährdeten Grundwasserkörpern im Donauried
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WRRL bei Wasserkraftanlagen

Durchführung einer Abflussmessung

Umgehungsgerinnes oder einer 
Fischtreppe. Insbesondere bei 
kleineren Wasserkraftanlagen 
mit einer Leistung unter 100 Ki-
lowatt stehen je nach Situation 
die Aufwendungen in einem un-
günstigen Verhältnis zur erhöh-
ten Vergütung. In solchen Fäl-
len ist die Umsetzung natürlich 
deutlich erschwert. 

Die Problematik ist bei jeder 
Wasserkraftanlage anders gela-
gert. Deshalb ist der Beratungs-
aufwand durch die Fachleute 
im Landratsamt sehr hoch. Im 

Ergebnis soll ein für alle Betei-
ligten zufriedenstellender Kom-
promiss gefunden werden. 

In den Gewässern des Alb-
Donau-Kreises befinden sich 
59 Triebwerke und Staueinrich-
tungen sowie 125 Abstürze und 
Schwellen, die für Fische und an-
dere Wasserlebewesen unüber-
windbar sind. Lediglich 14 An-
lagen entsprechen derzeit den 
wasserwirtschaftlichen und öko-
logischen Anforderungen der 
WRRL. Auch hier ist also in den 
nächsten Jahren noch viel zu tun.

Die WRRL stellt auch an Was-
serkraftanlagen neue, weiterge-
hende Anforderungen. Einer der 
wichtigsten Aspekte ist dabei die 
Herstellung der ökologischen 
Durchgängigkeit des Gewäs-
sers. Dazu müssen die Wande-
rungshindernisse für Fische und 
Kleinstlebewesen an den Wehr-
anlagen beseitigt werden, was 
häufig durch den Bau von Um-
gehungsgewässern, Fischtreppen 
oder Rampen geschieht. An Aus-
leitungen zu Wasserkraftanlagen 
muss zum Erhalt der Gewässer-
ökologie ein bestimmter Teil der 
Wassermenge im natürlichen Ge-
wässerbett bleiben. Dieser Teil 
wird vor Ort im Einzelfall durch 
Abflussmessungen bestimmt.

Die Grundsätze der WRRL 
gelten uneingeschränkt auch 
dann, wenn nach Ablauf der 
Befristung für eine bestehende 
Wasserkraftanlage die Zulassung 
neu erteilt werden soll oder die 
Anlage auf der Grundlage eines 
Altrechtes betrieben wird. Hilfe-
stellung bietet das im Jahr 2004 
in Kraft getretene Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG). Danach 
können Wasserkraftanlagen 30 
Jahre lang eine um 25 Prozent 
höhere Vergütung erhalten (2 
Cent/kWh), wenn etwa im Zuge 
einer Modernisierung die ökolo-
gische Durchgängigkeit erreicht 
wird. Die zusätzliche Abgabe 
von Wasser bedeutet allerdings 
eine Reduzierung der Strompro-
duktion und stellt damit eine fi-
nanzielle Einbuße dar. Dazu 
kommen teilweise hohe Inve-
stitionskosten für den Bau eines 

Stauanlage: 
eine Durchgängigkeit 
ist nicht gegeben

Umgehungsgerinne zur 
Schaffung der ökologischen 
Durchgängigkeit
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Bodenschutz in der Bauleitplanung

Donau-Kreis sich von 464 Hek-
tar um mehr als 10 Prozent auf 
512 Hektar erhöht haben.

Bisher hat Boden im Ver-
gleich zu Wasser und Luft eine 
eher untergeordnete Rolle ge-
spielt. Boden ist jedoch nicht ver-
mehrbar und kann sich nur sehr 
langsam regenerieren. Boden 
erfüllt wichtige Funktionen als 
Standort für natürliche Vegetati-
on und Kulturpflanzen, als Filter 
und Puffer für das Grundwasser, 
als Lebensraum für Bodenorga-
nismen und als Ausgleichskör-
per im Wasserkreislauf. 

Deshalb wird mit dem Akti-
onsbündnis zum einen das Ziel 

Im Aktionsbündnis „Flächen ge-
winnen in Baden-Württemberg“ 

haben sich 2004 unter anderem 
die Kommunen zum sparsamen 
und verantwortungsvollen Umgang 
mit Land und Boden verpflichtet. 
Hierzu zählen auch der Vorrang 
der Innenentwicklung vor der Au-
ßenentwicklung von Städten und 
Gemeinden. Dem Aktionsbündnis 
ge‘hören das Land Baden-Württ-
emberg, die kommunalen Spitzen-
verbände, Umweltverbände, Kam-
mern etc. an.

Vergleiche zwischen Erhebun
gen 2005 und 2007 zeigen, dass 
die ausgewiesenen, aber noch 
nicht bebauten Flächen im Alb-

Grün hinterlegt: 
Bebaubare Flächen im Ortskern

verfolgt, innerhalb von Sied-
lungsgebieten einzelne Boden-
funktionen wieder zu reaktivie-
ren. Zum andern kann die Ak-
tivierung brachliegender Bau-
flächen im Innenbereich der 
Ausdünnung von Ortskernen 
und dem Verlust historischer 
Ortsbilder entgegen wirken und 
Ortskerne für junge Familien 
und den Handel wieder attrak-
tiv machen. 

Der Fachdienst unterstützt 
als beratende Wasser- und Bo-
denschutzbehörde die Gemein-
den dabei, die Ziele des Akti-
onsbündnisses in konkretes Han
deln münden zu lassen.
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Beschwerden 
wird nachgegangen

ist, dass zwischen 6 Uhr und 22 
Uhr der Lärm „gemittelt“ wird, 
während nachts die lauteste Stun-
de maßgebend ist.    

In 13 Fällen richteten sich die 
Beschwerden gegen Gerüche, et-
wa von Metzgereien, landwirt-
schaftlichen Betrieben, Lackieran-
lagen, Härtereien und in diesem 
Jahr erstmalig auch von mit Pflan-
zenöl betriebenen Blockheizkraft-
werken. Die Beurteilung, ob die 
Geruchshäufigkeit zumutbar ist, 
ist auch hier vom Gebiet abhän-
gig. In Wohn-, Dorf- und Misch-
gebieten darf es höchstens an 10 
Prozent der Stunden eines Jahres 
riechen. In Gewerbe- und Indus-
triegebieten darf es an 15 Prozent 
der Stunden riechen. Die Geruchs
intensität und die Geruchsart sind 
dabei nicht von Bedeutung. 

Eine Geruchsmessung ist sehr 
aufwändig und teuer. Daher prü-
fen die Fachleute zunächst Auf-
schriebe der Firma, wie auch des 
Beschwerdeführers. Sie geben 
Aufschluss darüber, wie häufig die 
Geruchsbelastung auftritt. Reicht 

das nicht aus, muss gemessen 
werden. 

Beschwerden über Staubbe-
lastungen gab es vereinzelt. Hier 
ging es um Brecheranlagen für 
Kalkstein oder Bauschutt oder 
um Getreideanlieferungen. Die 
Fachleute des Landratsamts prü-
fen dann vor Ort, ob die Stäu-
be abgesaugt und über einen 
dem Stand der Technik entspre-
chenden Filter abgeleitet wer-
den oder ob zur Staubminde-
rung mit Wasser bedüst wird. In 
allen Fällen ist es zunächst Auf-
gabe des Fachdienstes, die Ursa-
chen zu ermitteln und zu prüfen, 
ob es sich um einen vom Bür-
ger nach der Rechtslage hinzu-
nehmenden Sachverhalt handelt 
oder ob der Betrieb Maßnahmen 
ergreifen muss, um einen ord-
nungsgemäßen Zustand herzu-
stellen. Vielfach geht es dabei 
um Vermittlungs- und Überzeu-
gungstätigkeit. Für Auflagen, die 
ein Betrieb erfüllen muss, wird 
ein konkreter Termin zur Ver-
wirklichung vereinbart. 

Im Jahr 2007 haben sich Bür-
ger in 41 Fällen über Lärm, 

Staub oder Geruch beim Fach-
dienst Umwelt beschwert. In 
36 Fällen ging es um Betriebe, 
vereinzelt auch um Landwirte 
oder Privatpersonen. Von der 
Zahl her ist das nicht viel. Aber 
den Beschwerden nachzugehen 
und für Abhilfe zur sorgen ist ei-
ne zeitaufwändige Arbeit. 

In der Hälfte der Fälle (25 Be-
schwerden) ging es um Lärm. Ur-
sachen waren Brecheranlagen für 
Kalkstein oder Bauschutt, nächt-
licher Anlieferverkehr beim Ein-
zelhandel, nächtlicher Betrieb 
von Lüftungs- oder Absauganla-
gen, der Betrieb von Holzbear-
beitungsmaschinen bei offenem 
Fenster sowie die Anlieferung von 
Getreide. Bei Lärmbeschwerden 
wird in der Regel eine Lärmmes-
sung vorgenommen, um beur-
teilen zu können, ob die für die 
verschiedenen Gebiete (Wohn-
gebiet, Dorfgebiet oder Mischge-
biet) zulässigen Werte überschrit-
ten werden. Entscheidend hierbei 
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TA-Luft mit neuen Grenzwerten

herstellung und der Oberflächen
bearbeitung verschiedenster Art. 

Erster Schritt ist die detail-
lierte Erfassung aller Quellen, 
die Luftschadstoffe ausstoßen 
(können). Im Beispielfall ist an 
allen gefassten Emissionsquel-
len (Oberflächenbearbeitungs-
anlagen, Zementsilofilter) der 
neue Staubgrenzwert von 20 
mg/m3 (Milligramm je Kubik-
meter Luft; bisher: 50 mg/m3) 
einzuhalten. Aus den Messbe-
richten der letzten regelmä-
ßigen Emissionsmessungen er-
gibt sich, dass die Abluft aus der 
Oberflächenbearbeitung für Be-

tonsteine den neuen Grenzwert 
unterschreitet. Der Anlagenbe-
treiber muss also keine Sanie-
rung der Anlage vornehmen. 

Für die Aufsatzfilter der Ze-
mentsilos genügen eine Garan-
tieerklärung des Herstellers zur 
Einhaltung des Grenzwertes und 
der Nachweis der Wartung. Das 
Offenlager für Zuschlagstoffe 
(Sand, Kies) ist eine Staubquelle, 
für die von Seiten der Immissions-
schutzbehörde im Landratsamt 
konkrete Maßnahmen zur Staub-
vermeidung wie Befeuchtung 
bei Trockenheit oder Einhausung 
festgeschrieben werden.

Arbeitsschutz in Discountfilialen

Bis zum 31. Oktober 2007 
hatten Industrie- und Gewer

bebetriebe Zeit, ihre Emissionen 
an die verschärften Grenzwerte 
der „Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft“ (TA-Luft) 
aus dem Jahr 2002 anzupassen. 
Aus den rund 80 betroffenen 
Betrieben im Alb-Donau-Kreis 
wird exemplarisch ein Beispielfall 
geschildert.

Es geht um einen Betrieb, 
der Betonformteile und Pflaster-
steine herstellt. Die Betriebsan-
lage besteht aus Zementsilos, 
Zuschlagstoffsilos, Lagerflächen 
für Zuschlagstoffe, Pflasterstein

Arbeitsschutz ist eine neue 
Aufgabe im Landratsamt, 

die mit der Verwaltungsreform 
von 2005 in die Kreisverwal-
tung integriert wurde. Damit 
ist auch die Einhaltung von Ar-
beitszeiten in Betrieben ein The-
ma für die Fachleute des Land-
ratsamts geworden.

Immer wieder kommt es vor, 
dass Lebensmitteldiscounter in 
der Kritik stehen, die maximalen 
Arbeitszeiten der Beschäftigten 
nicht in erforderlichem Umfang 
einzuhalten. Deshalb suchten 
die Arbeitsschutz-Fachleute im 
Jahr 2007 als Schwerpunktak
tion Filialen großer Discount-

ketten im Alb-Donau-Kreis auf. 
Dabei wurden die Arbeitszeit-
aufzeichnungen der Beschäf-
tigten überprüft und kontrolliert, 
ob Arbeitszeit-, Jugendarbeits-
schutz- und Mutterschutzgesetz 
vorschriftsmäßig zur Einsicht der 
Beschäftigten aushingen. Wei-
terhin wurden Gespräche mit 
den Angestellten geführt, um die 
Angaben der Marktleitung zu 
bewerten und sich als Ansprech-
partner bei möglichen Verstö-
ßen gegen arbeitszeitliche Rege-
lungen zur Verfügung zu stellen. 

Als Ergebnis kann festgehal-
ten werden, dass die Discounter 
überwiegend Teilzeitkräfte be-

schäftigen und damit über einen 
flexiblen Personalstamm verfü-
gen, der bedarfsorientiert einge-
setzt werden kann und die täg-
lich maximal zulässige Arbeits-
zeit nicht ausschöpft. Lediglich 
die Filialleiterinnen und Filiallei-
ter liegen mit Arbeitszeiten bis zu 
10 Stunden pro Tag und bis zu 48 
Stunden pro Woche an der ge-
setzlich zulässigen Grenze. Zu-
gängliche Aushänge des Arbeits-
zeit-, Jugendarbeitsschutz- und 
Mutterschutzgesetztes lagen in 
der Regel vor. In Gesprächen mit 
Angestellten wurden die Anga-
ben der Filialleiter und Filiallei-
terinnen überwiegend bestätigt. 


